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A6: Der Weg zu einer solidarischeren Gesellschaft - Hartz IV abschaffen und Armut
bekampfen.

Unser Sozialstaat steht in unserem Land fiir Viele nicht mehr dafiir, dass sie
sich bei akutem Bedarf auf Solidaritat und kollektive Absicherung verlassen
konnen. Seit der Neoliberalismus und die seine Thesen mehr oder weniger
vertretenden Parteien den Sozialstaat als Wachstumshindernis deklariert

5 hatten und als zu teuer und zu ineffizient bezeichnet wurde, wurde von un-
ten nach oben umverteilt und breite Bevolkerungsschichten durch massive
Einschnitte in unsere sozialen Sicherungssysteme abgedrangt.

Private Vorsorge wurde immer starker propagiert, sogar aus Gewerk-

10 schaftskreisen. Viele Jahre der Kiirzungen und Einschnitte, die dann in
der ersten Legislaturperiode von Rot-Griin unter ,Fordern und Fordern®
zusammengefasst wurden, zeigen gesellschaftspolitische Folgen: Zunahme
und Verfestigung von Armut in unserem Land, Vererbung von ,Hartz IV
Karrieren“, Konzentration von immer mehr Reichtum, Vertrauens- und

15 Glaubwirdigkeitsverlust der Politik und hier insbesondere der SPD, Einzug
der AfD in den Bundestag.

Mit der Agenda 2010 Politik wurde die SPD zum Ausverkaufer des Sozial-

staates. Dabei ist kein anderes Thema so sehr zum Symbolthema fiir den
20 gesellschaftlichen Abstieg geworden wie Harz IV. Neben dem Verlust an

Glaubwiirdigkeit fiir die SPD als Partei fir soziale Gerechtigkeit hat die

Regelung zum Arbeitslosengeld | (ALG 1) und Arbeitslosengeld Il (ALG I1) eine

Entsolidarisierung innerhalb unseres Sozialversicherungssystems gebracht:

Die Abstiegstreppe wurde steiler, wer fiel, fiel schneller und kam kaum
25 wieder hoch.

Um diesen Abschied vom Sozialstaat wieder umzukehren, muss die SPD
gerade im Bereich der Sozialpolitik wieder klare Grundsatze verkorpern:

30 -« DerStaat mussseine Blirger*innen schitzen und sich um seine Blirger*in-
nen kimmern.
« Soziale Sicherheit hei3t nicht Kampf gegeneinander, sondern solidari-
sches Miteinander.
« Profitinteresse hat in den Bereichen der sozialen Sicherheit wie Rente,

35 Pflege, Gesundheit, Bildung nichts zu suchen.
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« Diese Sozialpolitik setzt gerechte Verteilungspolitik voraus.

Konkret bedeutet dies fiir uns eine gerechte und solidarische Sozialpolitik
auf dem Weg zu einem solidarischen Grundeinkommen in folgenden Stufen

1. Korrektur von Hartz IV durchAbbau der Hiirden fir den Arbeitslosen-

geldbezug durch Erleichterung des Zugangs zur Arbeitslosenversiche-
rung durch Verlangerung der Rahmenfrist von zwei auf wieder drei Jahre,
d.h. dass innerhalb von drei statt zwei Jahren wieder zwolf Monate gear-
beitet werden muss, um Anspruch auf Arbeitslosengeld zu haben. Erho-
hung der Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes | in Abhangigkeit von vor-
herigen Beschaftigungszeiten und dem Alter auf bis zu 36 Monate.Ein-
flihrung eines Mindestarbeitslosengeldes, das oberhalb des Grundsiche-
rungsniveaus fur Alleinlebende liegt.Erh6hung und Neuberechnung der
Regelsatze.Abschaffung der Sanktionen.Anpassung der Zumutbarkeits-
regelungen bei ALG Il an ALG l.LErhohung der Zuverdienstmoglichkeiten
ohne Stufen und Deckel, d.h. nach dem Freibetrag von 100 Euro kann im-
mer 20 % des Zuverdienstes pro Monat behalten werden und der Deckel
von 1200 Euro pro Monat entfallt. Das betrifft insbesondere Saisonarbei-
ter*innen wie Erntehelfer und z.B. Menschen, die wie Schauspieler oder
Grafikdesigner, die von Auftragen leben.

. Einfliihrung einer Kindergrundsicherung fiir alle Kinder ohne Vorbedin-

gungen, damit endlich die die meiste Unterstitzung bekommen, die
am wenigsten haben. Die Hohe der Kindergrundsicherung soll dem
verfassungsrechtlichen Existenzminimum (derzeit 619 Euro) entsprechen
und mit steigendem Einkommen auf einen Mindestbetrag (derzeit 300
Euro) abschmelzen. Dieser Mindestbetrag soll der maximalen Entlastung
durch die steuerlichen Kinderfreibetrage entsprechenin einem ersten
Schritt darf das Kindergeld nicht mehr auf die Arbeitslosenleistungen
angerechnet werden.

. Auflegen eines Programms fiir mindestens 150 000 langzeitarbeitslose

Menschen zur Gewahrung eines solidarischen Grundeinkommens, das an
keine Bedingungen gekniipftist, um erforschen zu kénnen, ob ein Grund-
einkommen die Bereitschaft insbesondere zur Annahme von Arbeit er-
hoht.

. Vergabe von Forschungsprojekten zur generellen Einflihrung eines so-

lidarischen Grundeinkommens und seiner Finanzierung aus Steuermit-
teln, die insbesondere auch den Wandel durch die Digitalisierung der Ar-
beitswelt beriicksichtigen und das Grundeinkommen nicht als neolibe-
rales Konzept sieht, sondern als soziales, solidarisches Absicherungskon-
zept der gesamten Bevolkerung.
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Begriindung

Mehr denn je sind wir als SPD gefordert die Frage zu beantworten: ,Wie
wollen wir und unsere Kinder in Zukunft leben?“ Insbesondere die Aus-
gestaltung der sozialen Sicherungssysteme und die Absicherung der
Lebensrisiken ist fiir die meisten Menschen ein zentrales Zukunftsthema.

Langst gilt das Versprechen der Teilhabe am Wohlstand und Aufstiegsmog-
lichkeiten nicht mehr. Vielmehr ist die Realitdt nach den Jahrzehnten, in
denen der Neoliberalismus Politik gepragt hat, dass das Wohlstandsverspre-
chen nicht mehr gilt.

Die Nachkriegszeit war in materieller Hinsicht eine Gesellschaft des sozialen
Aufstiegs. Zwischen 1950 und 1970 verdreifachten sich die Nettoreallohne.
1970 waren 84 % der Arbeitsverhdltnisse sogenannte Normalarbeitsver-
haltnisse. Obwohl auch in dieser Zeit die Kluft hinsichtlich Einkommen und
Vermogen groBer wurde, war dies von nicht so groRer gesellschaftlicher
Bedeutung, da es allen besser ging.

Der Sozialstaat wurde von allen, auch von Christdemokraten und Freidemo-
kraten akzeptiert. Sozialausgaben und hohere Lohne wurden als Garanten
flr Wirtschaftswachstum betrachtet. Diese Sichtweise existierte bis weit
hinein des 20. Jahrhunderts.

Als die Unternehmen zunehmend auf internationalen Markten tatig wurden
und die Finanzmarkte, weil die Politik sie zunehmend deregulierte, immer
machtiger wurden, begann sich dies zu andern.

Dieser wurde zunehmend als zu teuer und ineffizient kritisiert. Dieser
Sichtweise erlag auch die Sozialdemokratie. Und die Agenda 2010 sollte
die Abkehr von der sogenannten ,Hangematten-Mentalitat“ einleiten und
Menschen in die Lage versetzen, ihr Leben eigenverantwortlich in die Hand
zu nehmen. Die Konsequenz war die Privatisierung staatlicher Aufgaben
und das Propagieren eines schlanken Staates.

1. Korrektur von Hartz IV:Die Hartz-Reformen waren der Kern der Agenda
2010. Sie bedeuteten das Absenken sozialstaatlicher Leistungen und den
Abbau des Arbeitnehmer*innenschutzes. Damit sollte der/die Einzelne
wieder starker motiviert werden, sich anzustrengen und vorzusorgen.
Letztlich aber fuihrte diese Politik zu einer Entwirdigung derer, die
arbeitslos geworden waren, zu einer Entsolidarisierung zwischen Bevol-
kerungsgruppen sowie zu massiven Abstiegsangsten. AulRerdem gibt es
keine belastbaren Untersuchungen lber den Zusammenhang zwischen
den ArbeitsmarktmalRnahmen der Agenda 2010 und der verhaltnismaRig
guten wirtschaftlichen Konjunktur bis 2014.

Antrag A6



1/2019

130

135

140

145

150

155

160

2. Einflihrung einer Kindergrundsicherung:ledes sechste Kind in Deutsch-

land ist von Armut bedroht. Ein Armutszeugnis fiir unsere reiche
Gesellschaft. Der Kinderzuschlag ist offensichtlich nicht geeignet, dem
entgegen zu wirken. Er ist zu blrokratisch und unterliegt denselben
restriktiven Bedingungen wie Hartz IV. Statt Hartz IV-Leistungen auf
der Grundlage von Erwachsenen abgeleiteter Regelsdtze brauchen
Kinder eine existenzsichernde Kindergrundsicherung, die auch die Ein-
kommenssituation der Eltern berlicksichtigt. Denn bisher gilt, dass das
Kindergeld auf Sozialleistungen angerechnet wird und Kinderfreibetrage
fiir hohe Einkommen lukrativer sind als das Kindergeld.

. Auflegen eines Programms fiir mindestens 150 000 langzeitarbeitslose

Menschen zur Gewahrung eines solidarischen Grundeinkommens. Finn-
land erprobt bei 2000 Menschen das bedingungslose Grundeinkommen.
Die Schweiz ebenfalls. Die Befreiung von der minutiésen Uberwachung
durch die Arbeitsbehorde samt der Moglichkeit, Jobs ohne Abzug ist nach
Aussagen von Teilnehmer*innen ein positiver Antrieb. Die Unabhangig-
keit vom Jobcenter sei die grof3te mentale Veranderung. Neben den 150
000 geforderten Stellen zur Teilhabe auf dem sozialen Arbeitsmarkt, die
sich an sogenannte ,arbeitsmarktferne“ Personen richtet, brauchen wir
die generelle Abkehr von einem auf Reglementierung aufbauenden So-
zialsystem. Um hier belastbare Daten zu bekommen und mittelfristige
Reformen des Sozialsystems einleiten zu konnen, brauchen wir ein Pro-
gramm, das Praxiserfahrungen liefert.

. Vergabe von Forschungsprojekten zur generellen Einflihrung eines soli-

darischen Grundeinkommens. Den vielfaltig existierenden Ansatzen und
Konzeptversuchen fiir ein Grundeinkommen muss ein klares Konzept flir
ein solidarisches Grundeinkommen entgegengesetzt werden, das steuer-
finanziertist. Um hierfiir solide Argumente zur Verfligung zu haben, mus-
sen Forschungsauftrage mit klaren solidarischen Fragen vergeben wer-
den, wie: Wie hoch werden die Ausgaben sein bei unterschiedlicher Aus-
gestaltung der Hohe des solidarischen Grundeinkommens, wie hoch die
»Einsparungen“ durch den Wegfall der bisherigen Sozialausgaben. Wie
kann die Frage der Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung gelost
werden. Wie muss die Steuerprogressionskurve verlaufen, um die Ausga-
ben zu decken, ohne z.B. Investitionen zu beschneiden, wie miissen sich
Hochstvermogende und Bezieher hochster Erbschaften beteiligen usw.

Antrag A6



	A6 Der Weg zu einer solidarischeren Gesellschaft - Hartz IV abschaffen und Armut bekämpfen.

